Anlage zum Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
zur Herstellung von Glasfaseranschlüssen und WLAN-Installationen für öffentliche Schulen, Plankrankenhäuser und Rathäuser vom      

Antragssteller (Sachaufwandsträger / Krankenhausträger / Gemeinde / Verwaltungsgemeinschaft / Bezirk):      
Bezeichnung der subventionserheblichen Tatsachen (§ 2 Subventionsgesetz)
Dem Antragsteller wird hiermit erklärt, dass folgende Angaben im Antrag und in den dazu eingereichten ergänzenden Unterlagen sowie die Mitteilungen und Nachweise aufgrund der Bestimmungen des Zuwendungsbescheides für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Zuwendung von Bedeutung und somit subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) in Verbindung mit §§ 2 und 3 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (SubvG – BGBl. I S. 2034, 2037) und Art. 1 des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung und Ergänzung strafrechtlicher Vorschriften (Bayerisches Strafrechtsausführungsgesetz – BayStrAG) vom 13. Dezember 2016 (GVBl 2016, Nr. 19 S. 345) sind:
Angaben
· über den Antragsteller und den Zuwendungsempfänger, 
· zu Insolvenzverfahren,
· zum Subventionszweck und zum Vorhaben, die insbesondere auch zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung von Bedeutung sind,
· zum Beginn des Vorhabens,
· zu Ausgaben und Finanzierung des Vorhabens, insbesondere auch zu anderen (öffentlichen) Finanzierungshilfen sowie zu Zuwendungen Dritter,
· über die Berechtigung zum Vorsteuerabzug gemäß § 15 Umsatzsteuergesetz,
· zu den besonderen Zuwendungsvoraussetzungen bei geplanter Herstellung eines Glasfaseranschlusses/von Glasfaseranschlüssen bzw. bei geplanter Schaffung oder Erweiterung einer WLAN-Infrastruktur/von WLAN-Infrastrukturen (Nr. 8 des Zuwendungsantrags),
· in dem Antrag beizufügenden Unterlagen,
· zur Verwendung der Zuwendung,
· zur Art und Weise der Verwendung der aus der Zuwendung beschafften Gegenstände,
· im Rahmen der Mitteilungspflichten nach Nr. 5 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) und
· im Auszahlungsantrag und im Verwendungsnachweis nach Nr. 6 ANBest-P.
Vorsätzlich oder leichtfertig falsche oder unvollständige Angaben zu den subventionserheblichen Tatsachen können die Strafverfolgung wegen Subventionsbetrugs (§ 264 StGB) zur Folge haben. Gleiches gilt, wenn die zuständige Bezirksregierung über subventionserhebliche Tatsachen bzw. Abweichungen von den Angaben dazu in Unkenntnis gelassen wird (Verstoß gegen die Offenbarungspflicht gemäß § 3 SubvG).
Der Antragsteller wird zudem auf die weiteren maßgeblichen Bestimmungen des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 in Verbindung mit Art. 1 BayStrAG hingewiesen. Insbesondere wird ihm erklärt, dass nach Art. 1 BayStrAG in Verbindung mit § 4 SubvG Scheingeschäfte und Scheinhandlungen sowie Rechtsgeschäfte oder Handlungen unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit einer beantragten Zuwendung für die Bewilligung, Gewährung oder Rückforderung und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils unerheblich sind.
Bestätigung des Antragstellers
Der Antragsteller bestätigt, dass ihm die oben genannten Tatsachen als subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 2 SubvG benannt wurden und ihm die Strafbarkeit des Subventionsbetruges nach § 264 StGB bekannt ist.
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